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Jagdrecht: Wildschadensklauseln im Jagdpachtvertrag

Von Schadensdeckelung bis 
Sonderkündigungsrecht

Mit dem neuen Jagdjahr ab 1. April werden auch viele Pachtverhältnisse neu geregelt. Was es bei lau-
fenden sowie bei neuen Jagdpachtverträgen für Gestaltungsmöglichkeiten hinsichtlich der Wildschadens- 

regelung geben kann, erläutert die Vorsitzende des BJV-Rechtsausschusses, Rechtsanwältin Barbara Frank.  

Grundsätzlich ist nach § 29 Bundes-
jagdgesetz (BJG) die Jagdgenos-

senschaft verpflichtet, dem Geschä-
digten den Wildschaden, der durch 
Schalenwild, Wildkaninchen oder Fa-
sanen an seinem Grundstück entstan-
den ist, zu ersetzen. Dies gilt, soweit 
das betreffende  Grundstück zu einem 
Gemeinschaftsjagdrevier gehört oder 
einem solchen angegliedert wurde.

Diese Ersatzpflicht wird im Jagd-
pachtvertrag meistens auf den Jagd-
pächter übertragen. Im Zuge zuneh-
mender Schäden, insbesondere in der 
Landwirtschaft durch anwachsende 
Schwarzwildbestände, aber auch durch 
die erheblichen Veränderungen der Re-
vierstrukturen – großflächiger Anbau 
von Rohstoffen für Biogasanlagen oder 
Wegfall der Flächen durch die Anlage 
von Solarparks – wird es notwendig, 
dieses Haftungsrisiko angemessen zu 
verteilen und in die Jagdpachtverträge 
entsprechend aufzunehmen. 

Die Vertragsparteien sind in ihrer 
Gestaltung derartiger Vertragsklauseln 
weitgehend frei, solange sie nicht ge-
gen geltendes Recht verstoßen oder 
sittenwidrig sind.

Im Folgenden einige Vorschläge 
zu Pachtvertragsklauseln zum Thema 
Wildschadensersatz: 
Vereinbarung einer Schadensdecke-
lung:
Der Jagdpächter übernimmt den Wild-
schaden (oder auch bezogen nur auf 
den Schwarzwildschaden) bis zu einem 
gewissen Betrag. Darüberhinausge-
hende Schäden trägt die Jagdgenos-
senschaft. 
Oder: Der Jagdpächter trägt den Wild-
schaden, der innerhalb eines Jagdjahres 
entsteht, zu 50 Prozent, die Jagdgenos-
senschaft trägt die übrigen 50 Prozent. 

Auch andere Prozentverhältnisse sind 
möglich, zum Beispiel 30/70.
Vereinbarung einer Schadensober-
grenze:
Der Jagdpächter übernimmt den jähr-
lichen Wildschaden bis maximal der 
Höhe des jährlichen Pachtzinses, den 
darüberhinausgehenden Schaden trägt 
die Jagdgenossenschaft;
Oder: Vereinbarung einer jährlich ge-
staffelten Obergrenze (zum Beispiel im 
ersten Pachtjahr bis maximal den Be-
trag x, im zweiten Pachtjahr bis maxi-
mal den Betrag y).
Einführung eines Sonderkündigungs-
rechts:
Beispiel: Sollte der Wildschaden den 
jährlichen Pachtzins über zwei an-
schließende Jagdjahre übersteigen 
(oder zu xy Prozent übersteigen), so ist 
der Jagdpächter berechtigt, den Pacht-
vertrag zum Ablauf des zweiten Jagd-
jahres mit einer Frist (zum Beispiel von 
sechs Wochen) zu kündigen.
Weitere Schadensersatzansprüche in-
folge der Ausübung dieses Sonderkün-
digungsrechtes (zum Beispiel Kosten 
einer Neuverpachtung oder ähnliches) 
können gegenüber dem ausschei-
denden Pächter nicht geltend gemacht 
werden. 
Nicht möglich: Vertrag zulasten  
Dritter!
Die so genannte Drittelregelung, wo-
nach der Jagdpächter ein Drittel des 
jährlichen Schadens, die Jagdgenos-
senschaft ebenfalls ein Drittel und der 
geschädigte Grundeigentümer seiner-
seits ein Drittel des Schadens tragen 
soll, ist nicht möglich.
Eine derartige Drittelbeteiligung des 
Geschädigten selbst wäre ein Vertrag 
zulasten Dritter, was rechtlich unwirk-
sam wäre.

Mitverschuldensklauseln (§ 254 BJG): 
Sinnvoll ist auch die Vereinbarung von 
Mitwirkungsklauseln mit der Jagdge-
nossenschaft. 
Beispiel: Die Jagdgenossenschaft ver-
pflichtet sich, darauf hinzuwirken, dass 
die einzelnen Jagdgenossen im Scha-
densfall das ihrerseits Erforderliche und 
Zumutbare tun, um einen Schaden 
möglichst gering zu halten, wie: 
•	 Ein Anbau von großen Kulturflä-

chen unmittelbar an den Waldrand 
ist zu vermeiden.

•	 In schadensgefährdeten Bereichen 
sind Zäune anzubringen.

•	 Es gelten laufende Überwachungs- 
und gegebenenfalls auch Melde-
pflichten an den Jagdvorsteher 
beziehungweise Jagdpächter.

Definition von Grundstücken, auf de-
nen kein ersatzpflichtiger, wirtschaft-
licher Schaden entstehen kann (zum 
Beispiel Brach- oder Moorflächen):
Von der Schadensersatzpflicht grund-
sätzlich ausgenommen werden fol-
gende Grundflächen innerhalb der 
Jagdgenossenschaft: Flurnummern x, 
y, z.
Herausnahme von Anbauflächen zur 
Energiegewinnung:
Sollen Flächen, auf denen ein wirtschaft-
licher Schaden entstehen kann (z. B. 
Biogasmais), nicht unter die herkömm-
liche Wildschadensersatzpflicht fallen, 
so sollte diese Klausel zusätzlich von 
dem betroffenen Grundeigentümer ge-
sondert gegengezeichnet werden. Zum 
Beispiel: „Ich erkläre mich ausdrücklich 
damit einverstanden, dass meine/die 
Flächen Flurnummern x, y, z, soweit hie-
rauf Energiegewinnungspflanzen ange-
baut werden, von einer Ersatzpflicht im 
Rahmen des Jagdpachtvertrages (Wild-
schaden) ausgenommen sind.“


